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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Äussere Sicherheit

Der Bundesrat soll das Übereinkommen des Europarates zur Verhütung des
Terrorismus, das von der Schweiz 2012 unterzeichnet wurde, umgehend ratifizieren.
Dies verlangt eine 2015 von beiden Räten einstimmig angenommene Motion
Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU). Die Ziele des Abkommens sind einerseits ein griffigeres
Vorgehen gegen terroristische Propaganda und die Rekrutierung und Ausbildung von
Terroristen sowie andererseits die gestärkte internationale Zusammenarbeit im Bereich
der Terrorismusprävention. Die entsprechende Vorlage soll in der ersten Jahreshälfte
2016 in die Vernehmlassung geschickt werden. 1

MOTION
DATUM: 24.09.2015
KARIN FRICK

Innere Sicherheit

Der Nationalrat überwies eine Motion Glanzmann (cvp, LU) für eine
Registrierungspflicht bei Wireless-Prepaid-Karten für Mobiltelefone. 2

MOTION
DATUM: 03.06.2009
HANS HIRTER

Der Ständerat folgte dem Nationalrat und überwies die Motion Glanzmann (cvp, LU) für
eine Registrierungspflicht bei Wireless-Prepaid-Karten für Mobiltelefone ebenfalls.
Diese Prepaid-Karten erlauben es im Prinzip, auf verbotene Internetinhalte zuzugreifen,
ohne dass der Nutzer im Netz Spuren hinterlässt, die sich zurückverfolgen lassen. Aus
diesem Grund soll eine Gesetzesgrundlage für eine Registrierungspflicht für Wireless-
Prepaid-Karten geschaffen werden. Bei der Prüfung dieser Motion machte die
Kommission für Rechtsfragen allerdings geltend, dass sie nur einen Teil des Problems
anspreche und der Anonymität von Internetcafés damit nicht begegnet werden könne.
Es müsse nach technischen und rechtlichen Lösungsansätzen gesucht werden, die
dieses Problem beheben könnten. Die ständerätliche Kommission arbeitete in der Folge
ein Postulat aus, das vom Bundesrat die Ausarbeitung einer Strategie zur Ermittlung von
Internetstraftätern fordert. Vom Bundesrat unterstützt, wurde es von der kleinen
Kammer überwiesen. 3

MOTION
DATUM: 18.03.2010
MARC BÜHLMANN

Obwohl der Bundesrat auf das Vorliegen vieler ähnlicher Vorstösse hinwies, nahm die
kleine Kammer in der Herbstsession eine Motion Bischofberger (cvp, AI) an, die mehr
Effizienz in den Bereichen Jugendmedienschutz und Bekämpfung der
Internetkriminalität verlangt. 4

MOTION
DATUM: 16.09.2010
MARC BÜHLMANN

Die Schweiz soll keinen Terrorismus exportieren. Darin waren sich die Motionärin Ida
Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU) und der Bundesrat einig. Ob die Verankerung einer
Ausreisesperre für potenzielle Dschihad-Touristen im BWIS – wie in der Motion
verlangt – jedoch der richtige Weg ist, darüber schieden sich die Geister. In der
Debatte im Nationalrat wies Bundesrätin Simonetta Sommaruga auf die Gefahren hin,
die eine Ausreisesperre ohne flankierende Massnahmen mit sich bringe: Man müsse
wissen, was mit einer an der Ausreise gehinderten Person in der Schweiz geschehen
soll, um nicht zu riskieren, dass diese Person hier eine schwere Straftat verübt. Der
Bundesrat sei ausserdem daran, eine Vernehmlassungsvorlage auszuarbeiten. Dennoch
unterstützte die grosse Kammer den Vorstoss im September 2016 mit deutlicher
Mehrheit. 5

MOTION
DATUM: 14.09.2016
KARIN FRICK

Im Ständerat wurde die Motion Glanzmann-Hunkeler mit der Forderung, eine
Ausreisesperre für potenzielle Dschihad-Touristen im BWIS zu verankern, im
Dezember 2016 stillschweigend abgelehnt. Die vorberatende Kommission hatte
ebenfalls einstimmig die Ablehnung beantragt und dabei vier Gründe ins Feld geführt:
Eine Ausreisesperre allein könne erstens nicht die Lösung des Problems sein und
zweitens müsste der Vollzug einer solchen Sperre zuerst mit den Kantonen abgeklärt

MOTION
DATUM: 14.12.2016
KARIN FRICK
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werden. Drittens sei die Ausreisesperre ein Grundrechtseingriff und das Recht auf
Ausreise im UNO-Pakt über bürgerliche und politische Rechte völkerrechtlich
geschützt, was klare prozessuale Regeln, Beschwerdemöglichkeiten und die Wahrung
des Verhältnismässigkeitsprinzips unabdingbar macht. Viertens sei die Verankerung im
BWIS nicht zielführend, da dieses mit dem Inkrafttreten des neuen
Nachrichtendienstgesetzes bald grossteils ausser Kraft gesetzt werde. Bundesrätin
Sommaruga versicherte noch einmal, man arbeite an einer Lösung und setze dabei vor
allem auf eine Meldepflicht und eine Reisedokumentensperre sowie
Deradikalisierungsprogramme. 6

Kriminalität

Nach dem Ständerat überwies auch der Nationalrat eine Motion Bischofberger (cvp, AI),
die den Bundesrat beauftragt, eine gesetzliche Grundlage zu schaffen, um eine
effizientere und kostengünstigere Zusammenarbeit der im Bereich
Jugendmedienschutz und Bekämpfung von Internetkriminalität tätigen Organe des
Bundes sicherzustellen und Doppelspurigkeiten zu vermeiden. 7

MOTION
DATUM: 03.03.2011
NADJA ACKERMANN

Polizei

Damit die Wartezeit von angehaltenen Personen verkürzt werden kann, soll die
Transportpolizei für die Überprüfung von Personalien und zur Identifizierung von
Personen in den Abrufrechten von Personendaten dem Grenzwachtkorps gleichgestellt
werden. Das Parlament überwies eine Motion der nationalrätlichen Kommission für
Verkehr- und Fernmeldewesen an den Bundesrat, der bereits in seiner Antwort diesen
Vorstoss einer ähnlich gerichteten, aber unklarer formulierten Motion Glanzmann-
Hunkeler (cvp, LU) vorgezogen hatte. 8

MOTION
DATUM: 08.09.2014
NADJA ACKERMANN

Aussenpolitik

Aussenwirtschaftspolitik

Die SIK-NR verlangte vom Bundesrat durch die Motion «Unternehmen brauchen
Rechtssicherheit. Die Schweiz braucht Sicherheit», dass dieser der Verwaltung die
über das Söldnerwesen hinausgehende Interpretation des BPS verbieten solle. Der Stein
des Anstosses stellte dabei eine durch das EDA vorgenommene Anzeige der Pilatus
Flugzeugwerke AG bei der Bundesanwaltschaft dar. Laut EDA, habe die Pilatus AG durch
ihre Tätigkeit in Saudi-Arabien und den Vereinigten Arabischen Emiraten gegen das BPS
verstossen, da ausländische Kriegsparteien beliefert und logistisch unterstützt wurden.
Die Motion forderte nun, dass die Erbringung von Dienstleistungen an exportierten
Gütern zumindest so lang erlaubt sein solle, bis im umstrittenen Pilatus-Fall ein
Entscheid getroffen oder eine Anpassung des BPS beraten wurde. Die Kommission
kritisierte vor allem, dass das EDA sämtliche Sicherheitsdienstleistungen von Schweizer
Firmen im Ausland prüfe und bewillige, selbst wenn diese ein Bestandteil des
eigentlichen Produkts seien und das SECO deren Export unter dem Güterkontrollgesetz
bereits genehmigt habe. Am Beispiel der Pilatus AG zeige sich zudem, dass das EDA
keine Unterscheidung zwischen dem Kriegsmaterialgesetz und dem Güterkontrollgesetz
mache und Schweizer Firmen dadurch an Wettbewerbsfähigkeit und Kredibilität
einbüssen würden. 
Der Bundesrat bestätigte Handlungsbedarf hinsichtlich dieser
Gesetzesüberschneidungen, verwies jedoch auf die seit Februar 2019 bestehende
interdepartementelle Arbeitsgruppe (IDAG), welche sich dem Problem widme. Deren
Arbeit solle als Grundlage für zukünftige Entscheide dienen, zudem habe er bereits das
Postulat Schilliger (fdp, LU; Po. 19.4297) zur Annahme empfohlen, erklärte der
Bundesrat. Aus diesen Gründen beantragte er die Ablehnung der Motion. 
In der Wintersession 2019 befasste sich der Nationalrat mit der Motion, wobei die
Sprecherin der Sicherheitskommission, Nationalrätin Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU),
die Kritik am EDA wiederholte, wonach dieses das BPS anders auslege, als es das
Parlament 2013 vorgesehen habe. Für die SIK-NR seien die Arbeit der IDAG und das
Postulat Schilliger nicht weitreichend genug, da diese keine Gesetzesänderung mit sich
brächten. Daher beantragte die Kommissionsmehrheit die Annahme der Motion. Eine
Komissionsminderheit Seiler Graf (sp, ZH) empfahl die Motion zur Ablehnung, da das
Parlament andernfalls in das laufende Pilatus-Gerichtsverfahren eingreifen würde und

MOTION
DATUM: 03.12.2019
AMANDO AMMANN
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dies die Gewaltenteilung gefährde. Abschliessend äusserte sich auch der zuständige
Bundesrat Ignazio Cassis zur BPS-Pilatus-Thematik und betonte, dass das BPS sich nicht
ausschliesslich auf das Söldnertum beziehe, sondern explizit private
Sicherheitsdienstleistungen in den Geltungsbereich des Gesetzes aufgenommen
worden seien. Er forderte die Ablehnung der Kommissionsmotion, denn die
Nichtanwendung eines Gesetzes aufgrund einer Motion und die Umgehung der üblichen
gesetzgeberischen Verfahren sei «aus rechtsstaatlichen Gründen keine Option». Der
Nationalrat nahm die Motion dennoch mit 106 zu 87 Stimmen an. 9

Landesverteidigung

Militärorganisation

Die Finanzierung der Armee war Gegenstand mehrerer weiterer Vorstösse. Bereits im
Vorjahr wurde der Bundesrat durch die Postulate Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU) (Po.
12.3744) und Eichenberger-Walther (fdp, AG) (Po. 12.3745) aufgefordert, aufzuzeigen,
wo beabsichtigte Kosteneinsparungen ansetzen sollten. Durch die Kurskorrektur mittels
SiK-Motion wurde dies hinfällig. Noch offen blieb eine Motion Bieri (cvp, ZG), in welcher
der Bundesrat aufgefordert wurde, die finanziellen Eckwerte der Armee anzupassen.
Diese im März 2012 eingereichte Motion ist durch zwischenzeitlich getätigte Schritte
bereits teilweise erfüllt worden. Einzig eine vom Motionär eingebrachte, neue
Finanzierungslösung für die Armee blieb Gegenstand der Diskussion. Er rief nach
Einrichtung eines permanenten Fonds, welcher durch diverse Positionen der
Armeefinanzierung (Immobilien, Rüstung, Verkauf nicht mehr benötigter Einrichtungen)
geäufnet werden soll. Dieser grundsätzliche und materielle Unterschied zur von der
Regierung vorgeschlagenen und später im Parlament genehmigten Fondsfinanzierung
der neuen Kampfflugzeuge müsse vertieft behandelt werden. Diese Debatte wurde
vorerst vertagt. Anfang 2013 wurde im Ständerat beschlossen, die Motion zu sistieren,
bis die Botschaft über die WEA vorliegen werde. 10

MOTION
DATUM: 06.03.2013
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Mit der Annahme einer bereits 2013 eingereichten Motion Glanzmann (cvp, AG), hatte
der Nationalrat grünes Licht für die Berücksichtigung regionalpolitischer Bedürfnisse
bei der Aufhebung militärischer Standorte gegeben. So forderte die Motionärin, dass im
Stationierungskonzept der Armee künftig darauf geachtet werden soll, dass prioritär in
städtischen Gebieten Infrastruktur freizugeben sei, um beispielsweise Wohnraum und
Arbeitsplätze zu schaffen. Als Hauptbegründung wird angeführt, dass die Aufgabe von
Standorten in ländlicheren Gebieten den lokalen Arbeitsmarkt stark beeinflusst,
beziehungsweise diese Arbeitsplätze in jenen Gebieten schwierig zu ersetzen seien.
Vorbehältlich einer Prüfung nach militärischen Zielen, zeigte sich auch die Regierung
bereit, diesen Vorstoss zu berücksichtigen. Verteidigungsminister Maurer hatte sich in
der Beratung entsprechend positiv geäussert, gab jedoch auch bekannt, dass das VBS
diese Stossrichtung strategisch bereits eingeschlagen habe. Gleichzeitig hatte er zum
Standort Sion/VS und dem dortigen Flugplatz Stellung nehmen müssen, da Ständerat
Jean-René Fournier (cvp, VS) die Sorgen eines besonders peripheren Kantons
angemahnt hatte. Das Wallis beherbergt an mehreren Standorten teils grosse Bauten
der Armee und sieht sich im Standortkonzept benachteiligt. Das Ratsplenum stimmte
der Motion Anfang 2014 zu. 11

MOTION
DATUM: 05.03.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Ausrüstung und Beschaffung

Les chambres ont adopté, sur recommandation du Conseil fédéral, une motion de la
conseillère nationale lucernoise Ida Glanzmann-Hunkeler (pdc), qui chargeait le
gouvernement d’inscrire dans la loi sur le matériel de guerre une interdiction générale
des armes à sous-munitions qui présentent un risque humanitaire sérieux en raison de
leur manque de fiabilité et/ou de leur imprécision. 12

MOTION
DATUM: 19.09.2007
ELIE BURGOS
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Gut ein Jahr nach dem Nein zur Kampfjetbeschaffung an der Urne, legte die SiK-NR
eine Kommissionsmotion vor. Für die langfristige Sicherung des Luftraumes soll der
Bundesrat dem Parlament einen Masterplan Luftraumsicherung vorlegen. Dieser soll
überdies auch die Bereiche Luftverteidigung sowie die Luftwaffe im Allgemeinen
abdecken. Die Motion griff eine Reihe von Fragen auf, die schon geraume Zeit hängig
waren. Die Ablehnung der Beschaffung von 22 Gripen-Jets stellte die Luftwaffe vor
einige Herausforderungen. So sei zu klären, welches die Kostenfolgen der
Ausserdienststellung der Tiger F5 Jets sein werden, wie die Sicherheit in der Luft in den
kommenden Jahren gewährleistet werden soll, wie die gegenwärtig noch im Einsatz
stehenden F/A-18 weiterhin instand gehalten werden können und wann eine neue
Evaluationsrunde für den Kauf neuer Kampfflugzeuge in Angriff genommen werden soll.
Der Masterplan soll auch aufzeigen, wie eine künftige Flugzeugbeschaffung zu
finanzieren wäre, sowie Auskunft darüber geben, wie die Umsetzung des beschlossenen
24-Stunden-Betriebes vonstatten gehen soll. Bestehende Dokumente deckten zwar
bereits einen Teil der Forderungen ab, jedoch sei von "Unsicherheiten für die nächsten
20 bis 25 Jahre" die Rede. Mit dem geforderten Masterplan möchte die SiK grössere
Planungssicherheit erzielen. 
Der Bundesrat teilte im Grundsatz das Anliegen einer Sicherung und Verteidigung des
Luftraumes, verwies jedoch zugleich an das bereits bestehende Konzept und weitere
sich in Arbeit befindliche Papiere, wie beispielsweise auch den neuen Bericht über die
Sicherheitspolitik in der Schweiz (der zum Zeitpunkt der Behandlung der Motion
allerdings noch ausstehend war) oder die Weiterentwicklung der Armee WEA. Insofern
befürchtete der Bundesrat einen grossen Aufwand und Doppelspurigkeiten, wenn
weitere, in seinen Augen nicht nötige, Berichte und Konzepte vom Parlament in Auftrag
gegeben würden.
In der Plenardebatte zeigte Kommissionssprecherin Glanzmann (cvp, LU) die
Beweggründe der Kommission auf und betonte, dass es auch darum ginge, den
Bundesrat unterstützen zu können, wenn es dereinst um Budgetdebatten für neue
Kampfflugzeuge gehe. Mit ihren Ausführungen gelang es, eine Mehrheit von 110 Stimmen
für die Motion zu gewinnen, 64 Nationalrätinnen und -räte (Grüne, Sozialdemokraten
und glp-Angehörige) sprachen sich dagegen aus, 2 blieben unentschieden. Bundesrat
Maurers Entgegnungen konnten die Annahme der Motion und die daraus resultierenden
Arbeiten nicht abwenden. Er musste auf die Beratungen im Ständerat hoffen. 13

MOTION
DATUM: 22.09.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wettbewerb

Im September 2014 reichte der Ständerat mit 32 zu 7 Stimmen bei 2 Enthaltungen eine
Motion Bischofberger (cvp, AI) an den Nationalrat weiter, die forderte, dass bei der
angestrebten Vereinfachung der Einfuhr von Fleisch und Fleischwaren im Reiseverkehr
eine klare quantitative Abgrenzung zwischen Handels- und Privateinfuhr sichergestellt
wird. Die beabsichtigte Aufhebung der erlaubten Obergrenze von 20 kg Fleisch pro Tag
würde, so der Motionär, Fehlanreize für neue Geschäftsmodelle schaffen. So könne
Fleisch, obwohl dies gesetzlich nicht erlaubt sei, zu Handelszwecken auch über den
Reiseverkehr importieren werden. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des
Vorstosses unter anderem darum, weil bei Zollkontrollen bereits auch Mengen von
weniger als 20 kg zu den Bestimmungen des Handelswarenverkehrs veranlagt würden.
Nämlich dann, so der Bundesrat, wenn der Reisende nicht glaubhaft machen könne,
dass die eingeführten Waren seinem privaten Bedarf diene. Die Motion war Ende 2014
im Nationalrat hängig.

MOTION
DATUM: 15.09.2014
DAVID ZUMBACH

Im März 2015 stimmte auch die grosse Kammer einer Motion Bischofberger (cvp, AI) zu,
welche vom Bundesrat verlangte, eine klare quantitative Abgrenzung zwischen
Handels- und Privateinfuhr bei Fleisch und Fleischwaren sicherzustellen, und folgte
damit ihrer Kommission für Wirtschaft und Abgaben (WAK-NR), die sich mit 12 zu 8
Stimmen und 2 Enthaltungen für die Annahme ausgesprochen hatte. Die von der linken
Kommissionsminderheit vorgebrachten Argumente, wonach die in der Motion
geforderte Abgrenzung keinen Einfluss auf den privaten Fleischimport habe und
stattdessen zu einem Bürokratieaufbau führen werde, fanden zwar bei Teilen der FDP-
Liberalen-Fraktion Gehör, vermochten am Ende aber nicht mehr als 84 Stimmen auf
sich zu vereinen. 14

MOTION
DATUM: 02.03.2015
DAVID ZUMBACH
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Am 7. Dezember 2015 verabschiedete Bundesrätin Widmer-Schlumpf eine Änderung
der Zollverordnung, die auf eine Motion Bischofberger (cvp, AI) zurückging. Die Motion
verlangte vom Bundesrat, eine klare quantitative Abgrenzung zwischen Handels- und
Privateinfuhr bei Fleisch und Fleischwaren sicherzustellen. In Zusammenarbeit mit dem
Preisüberwacher, dem Schweizerischen Bauernverband und dem Schweizer Fleisch-
Fachverband erarbeitete der Bundesrat daraufhin die Lösung, den Zollansatz für
Fleischeinfuhren ab 10 kg von CHF 17 auf CHF 23 zu erhöhen, wodurch der Anreiz für
Gewerbetreibende, Fleisch im Reiseverkehr einzuführen, wegfiel. 15

MOTION
DATUM: 07.12.2015
DAVID ZUMBACH

Geld, Währung und Kredit

Versicherungen

Gegen den Antrag des Bundesrates überwies der Ständerat eine Motion Bischofberger
(cvp, AI), welche verlangt, dass gewerbliche Selbsthilfeorganisationen, die ihren
Mitgliedern auch Versicherungsleistungen anbieten (so genannte Miniversicherungen)
aus dem Geltungsbereich des Versicherungsaufsichtsgesetzes ausgenommen werden. 16

MOTION
DATUM: 09.12.2009
HANS HIRTER

Die Motion Bischofberger (cvp, AI) wurde im Zuge der Beratungen zur
parlamentarischen Initiative Vitali (fdp, LU) abgeschrieben. Sie hatte gefordert,
Genossenschaftsversicherungen, die eng mit einem Verein oder Verband verbunden
waren, von der Versicherungsaufsicht auszunehmen, und war 2009/2010 an den
Bundesrat überwiesen worden. 17

MOTION
DATUM: 25.09.2014
FABIO CANETG

Landwirtschaft

Agrarpolitik

Le Conseil des Etats a eu l'occasion de débattre du futur d'Agroscope, la chambre
s'étant emparée de la motion Savary (ps, VD) – ainsi que de l'interpellation Häberli-
Koller (pdc, TG; 18.3375) – déposée en réaction à l'annonce faite par le Conseil fédéral
de plans de restructuration des centres de recherches agronomiques. La socialiste
demande à ce que la loi sur l'agriculture soit modifiée de sorte que la Confédération
soit obligée de s'occuper de stations de recherches agricoles. En effet, l'alinéa 1 de
l'article 114 de la Loi sur l'agriculture stipule actuellement que «la Confédération peut
gérer des stations agricoles», ce qui laisse une certaine liberté aux autorités, dont celle
de ne pas respecter l'alinéa 2 du même article dans lequel il est précisé que «les
stations de recherches agronomiques sont réparties entre les différentes régions du
pays.» Au plénum, Géraldine Savary tenait à noter qu'entre CHF 60 et 100 millions ont
été engagés ces dix dernières années pour rénover le centre de recherche basé à
Changins dans le canton de Vaud – qu'elle représente – et s'interrogeait donc sur la
cohérence du discours de la Confédération. Ivo Bischofberger (pdc, AI) faisait, lui,
remarquer que ce n'est pas la seule intervention parlementaire à avoir été déposée au
parlement sur ce sujet. Toutes ont un même objectif: la suspension des plans de la
Confédération, afin de mener une réflexion de fond sur la recherche agronomique et
alimentaire que la Suisse devrait mener. Quant au conseiller fédéral responsable de la
recherche agronomique, Johann Schneider-Ammann, il s'est défendu d'avoir voulu
précipiter le sort d'Agroscope. Les plans révélés dans les médias n'étaient que des
esquisses non-abouties d'une réflexion à mener sur le futur de ces centres de
recherche. Malgré tout, il a tenu à préciser qu'il regrettait la situation engendrée.
La motion intitulée "Ancrage dans la loi de la recherche agronomique adaptée aux
conditions locales" est acceptée par une large majorité de sénatrices et sénateurs (28
voix contre 6 et 3 abstentions). 18

MOTION
DATUM: 06.06.2018
KAREL ZIEHLI
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Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Alternativenergien

Le Conseil des Etats a approuvé une motion Luginbühl (pbd, BE) proposant de modifier
la loi sur l’aménagement du territoire (LAT) de sorte à autoriser le transport sur de
grandes distances d’énergie thermique produite dans une installation agricole. Selon
le système élaboré par les chambres pour l’électricité produite à partir de biomasse
dans les installations agricoles lors de la récente révision de la LAT, il s’agit d’adapter la
législation pour permettre l’injection d’énergie thermique (produite en zone agricole)
dans un réseau de chauffage à distance (destiné aux zones à bâtir). Le Conseil national a
quant à lui rejeté sans discussion une motion Glanzmann-Hunkeler (pdc, LU) prônant
l’interdiction de la production d’énergie à partir de denrées alimentaires et
fourragères. 19

MOTION
DATUM: 12.06.2008
NICOLAS FREYMOND

Verkehr und Kommunikation

Post und Telekommunikation

In der Wintersession 2016 behandelte der Ständerat die Motion Barazzone (cvp, GE)
über die Aktivitäten der Post im Ausland, die im Sommer desselben Jahres bereits vom
Nationalrat angenommen worden war. Die UREK-SR empfahl dem Rat einstimmig deren
Ablehnung und folgte damit dem Antrag des Bundesrates. Nachdem Ivo Bischofberger
(cvp, AI) und Olivier Français (fdp, VD) den Kommissionsentscheid dargelegt hatten,
meldete Christian Levrat (sp, FR) Bedenken an bezüglich des Engagements der Post bei
Car postal France. Zwar wolle er keinen Antrag um Annahme der Motion stellen, er
beobachte die Geschäftsaktivitäten der Postauto Schweiz in Frankreich aber schon
länger und halte sie für riskant. Bundesrätin Leuthard versicherte dem Rat daraufhin,
dass die Risiken des Engagements in Frankreich regelmässig mit den Spitzen der Post
und der Postauto Schweiz diskutiert würden. Der Rat folgte dem Bundesrat und seiner
Kommission diskussionslos und lehnte die Motion ab. 20

MOTION
DATUM: 15.12.2016
NIKLAUS BIERI

Mit einer Motion verlangte Nationalrätin Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU), die gesetzliche
Regelung bei der Post sei so anzupassen, dass die Obergrenze der Auszahlungen bei
Poststellen von CHF 500 auf CHF 5'000 erhöht werde. CHF 5'000 könnten bislang nur
auf Poststellen mit Sicherheitstresor bezogen werden, der Höchstbetrag von
Auszahlungen betrage in der Regel CHF 500, bei Postomaten CHF 1'000, bestätigte
Postministerin Leuthard den Sachverhalt im März 2018 im Plenum der grossen Kammer.
Die Bundesrätin erklärte, es stünde der Post – wie allen anderen Finanzdienstleistern –
frei, den Höchstbetrag für Auszahlungen selber festzulegen. Sie forderte die Mitglieder
des Nationalrates auf, keine Beträge ins Gesetz zu schreiben. Ihrem Aufruf folgten
jedoch nur die Mitglieder der FDP und der GLP; die Motion Glanzmann-Hunkeler wurde
mit 155 zu 36 Stimmen (0 Enthaltungen) angenommen. 21

MOTION
DATUM: 08.03.2018
NIKLAUS BIERI

Mit dem Hinweis auf den notwendigen «unternehmerischen Spielraum», über den die
Post verfügen solle, lehnte die KVF-SR im November 2018 die Motion Glanzmann (cvp,
LU) bezüglich der Obergrenze der Auszahlungen bei Poststellen ab. Die von der
Motionärin vorgebrachte Problematik eines zu geringen Höchstbetrages bei
Auszahlungen auf Poststellen bestehe nur bei einem sehr kleinen Teil des
Poststellennetzes, erklärte die Kommission. Die Post habe diesbezüglich auch schon
Massnahmen ergriffen und damit gezeigt, dass sie das Anliegen erkannt habe. Der
Ständerat folgte seiner Kommission und lehnte die Motion Ende November 2018
diskussionslos ab. 22

MOTION
DATUM: 28.11.2018
NIKLAUS BIERI
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Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Eine eidgenössische Strategie für die Berggebiete und die ländlichen Räume verlangt
die im Berichtsjahr eingereichte Motion Maissen (cvp, GR). Der Initiant zeigte sich
enttäuscht über die Vernachlässigung der traditionellen Bergregionen seit Inkrafttreten
der neuen Regionalpolitik (NRP). Anderer Ansicht war der Bundesrat, der die Motion zur
Ablehnung empfahl. Er erachtete eine integrative Lösung zielführender als eine scharfe
Abgrenzung von Stadt-Land und argumentierte weiter, dass die Berggebiete mit dem
NRP faktisch über eine Strategie zur Förderung der peripheren Regionen verfügten.
Ebenso präsentiere das Raumkonzept differenzierte Ansätze für zwölf Handlungsräume,
darunter auch ländliche Regionen. In der Ständeratsdebatte zeigte sich Ivo
Bischofberger (cvp, AI), der das Geschäft nach Ausscheiden des Initianten aus dem Rat
übernahm, überrascht von der negativen Antwort des Bundesrates und wies darauf hin,
dass sowohl im Entwurf des Raumplanungskonzeptes wie auch in der
parlamentarischen Debatte zu den Durchführungsprotokollen der Alpenkonvention eine
Gesamtstrategie für den Alpenraum in Aussicht gestellt worden sei. Die Motion wurde
nach kurzer Debatte mit 21 zu 4 Stimmen deutlich angenommen und zur Behandlung an
den Nationalrat überwiesen. 23

MOTION
DATUM: 20.12.2011
MARLÈNE GERBER

Umweltschutz

Gewässerschutz

Ständerat Bischofberger (cvp, AI) erachtete die in Artikel 24 der
Gewässerschutzverordnung enthaltenen Bestimmungen nicht länger als zeitgemäss und
beantragte deswegen mit einer Motion die Aufhebung der Vorschriften zum
ortsüblichen Bewirtschaftungsbereich (oBB). Der betreffende Artikel definiert den oBB
als die sich im Umkreis von 6 km zum Stallgebäude befindende Nutzfläche, auf der
Hofdünger anfällt. Bischofberger argumentierte, mittlerweile werde mittels anderer
Instrumente sichergestellt, dass die Hofdüngerverwertung umweltgerecht und nicht im
Übermass erfolge, wobei die reine Distanz zum Hof nicht mehr länger ein relevantes
Kriterium darstelle. Auch wenn der Bundesrat in seiner Antwort dem Motionär in
diesem Aspekt zustimmte, stellte er sich dennoch gegen das Anliegen: Die Verwaltung
prüfe gegenwärtig, ob und wie die Bestimmung zum oBB im Hinblick auf die Agrarpolitik
2018-2021 durch ein zweckmässigeres Instrument zum Schutze der Gewässer vor
übermässigen Nährstoffflüssen ersetzt werden könnte, weswegen man hier nicht
vorgreifen wolle. Ferner befürchtete der Bundesrat Rechtsunsicherheit, da der oBB
nach wie vor im Gewässerschutzgesetz erwähnt sei, durch den Wegfall der Definition in
der Gewässerschutzverordnung jedoch uneinheitlich bestimmt werden könnte. Im
Ständerat obsiegten hingegen die Argumente des Ratskollegen Bischofberger und die
kleine Kammer leitete das Geschäft in der Sommersession mit deutlichen 21 zu 8
Stimmen an den Nationalrat weiter. Dessen zuständige Kommission beantragte ihrem
Rat im Herbst mit Stichentscheid des Kommissionspräsidenten Hans Killer (svp, AG)
ebenfalls die Annahme der Motion. 24

MOTION
DATUM: 19.06.2014
MARLÈNE GERBER

Während eine Motion einer Mehrheit der UREK-NR zur Lockerung der
Gewässerschutzbestimmungen zugunsten der Landwirtschaft 2012 im Nationalrat auf
beträchtlichen Zuspruch gestossen war, äusserte sich der Ständerat in der
Sommersession 2014 um einiges kritischer zum Anliegen. Wie auch diverse weitere
Anliegen geht dieses Geschäft auf die 2009 beschlossene Änderung des
Gewässerschutzgesetzes und die dazugehörige Verordnungsanpassung aus dem Jahr
2011 zurück, mit welchen das Anliegen der in der Folge zurückgezogenen Volksinitiative
"Lebendiges Wasser" aufgenommen worden war. Konkret verpflichtet der
verabschiedete indirekte Gegenentwurf die Kantone bis Ende 2018 zur Ausscheidung
von sogenanntem Gewässerraum. Dieser darf im Interesse von Renaturierung,
Hochwasserschutz und Gewässernutzung nur extensiv bewirtschaftet werden, wodurch
die intensive landwirtschaftliche Nutzung oder der Bau von Liegenschaften innerhalb
des Gewässerraumes untersagt ist. Der dadurch vom Zaun gebrochene Protest rührte in
erster Linie von landwirtschaftlichen Kreisen, die einen Verlust an Kulturland beklagten,
aber auch von Seiten der Grundstückbesitzer. Von den sechs in der Motion enthaltenen
Forderungen befürwortete der Ständerat auf Anraten seiner einstimmigen Kommission
gerade einmal eine, und die auch noch in abgeänderter Form: Der Bundesrat soll
verpflichtet werden, in Zusammenarbeit mit den Kantonen einen Ersatz für

MOTION
DATUM: 11.09.2014
MARLÈNE GERBER
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Fruchtfolgeflächen bereitzustellen, die aufgrund der Festlegung des Gewässerraumes
effektiv verloren gehen. Dabei strich die kleine Kammer den in der eingereichten
Motion enthaltenen Zusatz, dass Fruchtfolgeflächen im Gewässerraum generell nicht als
solche gelten sollen. Bereits in einem Rundschreiben aus dem Jahr 2011 hatte das ARE
festgehalten, dass Böden unter Umständen auch weiterhin Fruchtfolgeflächen-Qualität
aufweisen können, auch wenn sie neu im Gewässerraum zu liegen kommen, weswegen
diese Flächen nicht grundsätzlich zu kompensieren seien. Die Kantonsvertreterinnen
und -vertreter folgten mit deutlichem Mehr der ausführlichen Argumentation von
Kommissionssprecher Bischofberger (cvp, AI), welcher auf die bestehenden
Bestrebungen der Verwaltung in Zusammenarbeit mit den betroffenen Kreisen hinwies,
die sich insbesondere in der Erarbeitung zweier Merkblätter manifestierten. In einer
weiteren Forderung der Motion, nämlich der Aufweichung des Gebots der
ausschliesslich extensiven Bewirtschaftung im Gewässerraum, sah die einstimmige
UREK-SR den in Zusammenarbeit mit den Initianten erzielten Kompromiss gefährdet,
der zum Rückzug des Volksanliegens geführt hatte. Die UREK-NR beantragte ihrem Rat
daraufhin ebenfalls ohne Gegenstimme aber mit 7 Enthaltungen, dem Ständerat
zuzustimmen, was der Nationalrat nach den Ausführungen seiner Kommission in der
Herbstsession stillschweigend tat. 25

Mit 112 bürgerlichen zu 74 Stimmen aus dem linken Lager, der GLP-Fraktion und einer
Minderheit der CVP/EVP-Fraktion stützte der Nationalrat im Frühjahr 2015 den im
Vorjahr gefällten ständerätlichen Entscheid zur Annahme einer Motion Bischofberger
(cvp, AI) und verlangte somit die Streichung von Art. 24 der
Gewässerschutzverordnung, welcher den ortsüblichen Bewirtschaftungsbereich (oBB)
definiert. Während die bürgerliche Ratsseite diesen Entscheid begrüsste, da sie den
oBB als veraltete Massnahme zur Steuerung der Hofdüngerflüsse einstufte, befürchtete
die Ratslinke durch Aufhebung dieser Bestimmung eine zusätzliche Verschmutzung der
Gewässer und sorgte sich um die Biodiversität. Bundesrätin Leuthard verwies auf die
Diskussionen im Rahmen der Verordnungen zur Agrarpolitik 2014-2017, wo deutlich
aufgezeigt worden sei, dass bezüglich Festlegung oder Aufhebung des oBB alles andere
als Einigkeit bestehe. Diese Frage müsse im Rahmen der nächsten Vorlage zur
Agrarpolitik vertieft behandelt werden, weswegen sie für Ablehnung der Motion
plädiere. 26

MOTION
DATUM: 12.03.2015
MARLÈNE GERBER

Zeitgleich mit seinem definitiven abschlägigen Entscheid betreffend die neun
Standesinitiativen zur Lockerung des Gewässerschutzgesetzes schickte der Ständerat
auch eine vom Nationalrat bereits angenommene Motion Leo Müller (cvp, LU) endgültig
bachab. Dies entgegen des Willens der UREK-SR, welche ihrem Rat mit Stichentscheid
des Kommissionspräsidenten Bischofberger (cvp, AI) im Herbst 2015 empfohlen hatte,
die Motion anzunehmen. Das Anliegen forderte die Erlaubnis, die minimale Breite des
Gewässerraumes unterschreiten zu können, sofern dies der besseren Berücksichtigung
der landwirtschaftlichen Nutzung oder anderer Interessen diene. Die knappe
Kommissionsmehrheit erwog, dass die bisher unternommenen Schritte zur
Konkretisierung der im Rahmen des Gegenvorschlags zur Renaturierungs-Initiative
erfolgten Bestimmungen – namentlich durch den unterdessen abgeschlossenen ersten
Teil der Verordnungsrevision sowie durch die Annahme einer Motion der UREK-SR und
einer abgeänderten Motion der UREK-NR – zwar in die richtige Richtung weisen
würden, jedoch noch mehr unternommen werden müsse, damit Agrar- und Bauland
nicht gefährdet werde. Im Gegenzug warnte eine starke Kommissionsminderheit, dass
der im Gegenvorschlag erarbeitete Kompromiss, der damals zum Rückzug der
Volksinitiative des Fischereiverbands geführt habe, bei Annahme der Motion gefährdet
werde. Deutlich klarer lagen die Fronten schlussendlich im Ständerat: Mit 11 zu 33
Stimmen folgte dieser der Kommissionsminderheit und beerdigte das Anliegen. 27

MOTION
DATUM: 03.12.2015
MARLÈNE GERBER
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Klimapolitik

Entgegen dem Nationalrat, der im Vorjahr befürwortete, dass das BFE und das Astra den
Automobilimporteuren anstelle der jährlichen Übermittlung allmonatlich und kostenlos
aktuelle Daten liefern sollen, lehnte der Ständerat auf Anraten seiner Kommission die
in eine Motion Hutter (fdp, ZH) verpackte Forderung im März 2015 ab. Diese Daten
sollten den Importeuren zur Überprüfung dienen, dass ihre Fahrzeuge im Durchschnitt
nicht mehr als 130 Gramm CO2 pro Kilometer ausstossen. Kommissionssprecher
Bischofberger (cvp, AI), der 10 von 13 Kommissionsmitglieder hinter sich wusste,
argumentierte dabei ähnlich wie der Bundesrat in seiner Stellungnahme aus dem Jahr
2012. Die Bereitstellung der Daten sei mit einem erheblichen administrativen und
technischen Aufwand bei der Verwaltung verbunden und es stehe den Autoimporteuren
bereits heute frei, Daten in höherer Frequenz gegen Gebühr zu beziehen. Eine
kostenlose monatliche Lieferung der aufbereiteten Daten würde nach Schätzungen der
Verwaltung und gemäss heutiger Gebührenordnung zu Mindereinnahmen von CHF 1,5
Mio. führen. Zudem sei es momentan so, dass die Rohdaten der Vereinigung der
Automobilimporteure zur Verfügung gestellt würden und dort in aufbereiteter Form von
den Importeuren bezogen werden können. 28

MOTION
DATUM: 16.03.2015
MARLÈNE GERBER

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Sport

Mit einer Motion zur Sicherung des Programms „Jugend und Sport” (J+S) befeuerte
Peter Föhn (svp, SZ) die Debatte zur Sportförderung. Er knüpfte damit an Prozesse aus
dem Vorjahr an. Der Innerschweizer sorgte sich um die Finanzierung von Jugend+Sport
durch den Bund und forderte entsprechend die Regierung auf, auch für kommende
Jahre genügend Fördergelder zur Verfügung zu stellen. J+S sei 2015 um 6 Prozent
gewachsen und für 2017 werde mit einem Zuwachs um 7 Prozent gerechnet, so der
Antragsteller. Kindersport und freiwilliger Schulsport seien dabei die besonders
erfolgreichen Sparten des Programms. Föhn wollte daher erreichen, dass der Bund
mehr Geld für J+S bereitstelle, um dessen Stabilität zu gewährleisten und den
Beteiligten Planungssicherheit zu geben. 

Der Bundesrat zeigte sich wie der Motionär überzeugt von der Bedeutung und dem
Erfolg, aber auch der politischen Anerkennung, die das Programm geniesse. Er verwies
jedoch auf den Entscheid zum Nachtragskredit von 2015, wo J+S CHF 17 Mio.
zugesprochen wurden, um das Beitragswachstum 2015 aufzufangen. Der Bundesrat sah
zwar ein, dass die erneut höhere Dotierung des Budgets ab 2016 (plus CHF 20 Mio.)
aufgrund des „aus sportpolitischer Sicht erfreulichen” Wachstums bereits 2017 nicht
mehr ausreichen werde. Trotzdem wollte er die zukünftige Erhöhung der Beiträge offen
lassen, da er nicht vorgreifen und stattdessen abwarten wollte, bis man mit der
„Gesamtschau Sportförderung des Bundes” weiter vorankam. Im Lichte der dort zu
fassenden Entscheidungen und unter Berücksichtigung des Voranschlages 2017 mit dem
IAFP 2018-2020 beantragte der Bundesrat die Ablehnung der Motion Föhn.

Im Ständerat verteidigte Föhn sein Anliegen und erhielt Rückendeckung von den
Ständeräten Bischofberger (cvp, AI) und Graber (cvp, LU); Letzterer ist auch
Mitunterzeichner der Motion und Urheber eines früheren Vorstosses dazu. Der
Motionär nahm auf eine zunehmende Sorge vonseiten diverser J+S-Akteure,
insbesondere von Leiterinnen und Leitern sowie Veranstaltern, Bezug. Man sei über die
finanziellen Kürzungen besorgt, dies wurde dem Parlament auch von diversen
Sportorganisationen zugetragen. Es fehle das Geld, weil „zu gut gearbeitet wurde” –
dieser Umstand sei unverständlich, so Föhn. Es sei essenziell, den geleisteten Effort
und den Erfolg des Programms J+S weiterhin zu unterstützen und entsprechend auch
mit ausreichend finanziellen Zuwendungen zu fördern. Bischofberger mahnte die
Ständerätinnen und Ständeräte an ihre Verantwortung, es sei ihre Aufgabe, die in den
Voranschlägen geplanten Mittel zu sprechen. Graber nahm das Stichwort „Gesamtschau
Sportförderung” auf, zeigte sich jedoch nicht einverstanden mit der Gleichbehandlung
der beiden Geschäfte. Denn die Förderung von J+S sei nicht mit der Gesamtschau
gleichzusetzen, das sei „ein finanzpolitischer Vorwand” des Bundesrates. Daraus
ableitend fürchtete Graber ein Ausspielen der Gefässe gegeneinander und dann einen
„Showdown” innerhalb der Sportförderung. Zudem gab es gemäss Graber auch
Ungereimtheiten gegenüber früheren Aussagen des Bundesrates, genannt wurde sein

MOTION
DATUM: 08.06.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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eigenes Postulat aus dem Vorjahr. Damals hatte der Bundesrat gefordert, dass allfällige
Beitragssenkungen frühzeitig bekannt gegeben würden. Etwas anders ordnete Anita
Fetz (sp, BS) die Diskussion ein. Zwar stand sie klar für J+S ein, sie wollte jedoch den
Weg der Regierung gehen und weitere Entwicklungen abwarten. Sportminister Parmelin
vertrat die bundesrätliche Ablehnung der Motion. Nicht nur das: Seiner Ansicht nach
waren die Forderungen Föhns bereits erfüllt, da in der Gesamtschau Sportförderung
eine höhere finanzielle Ausstattung von J+S skizziert wurde: plus CHF 10 Mio. für 2017
und überdies Erhöhungen um CHF 15 Mio. für 2018, CHF 20 Mio. für 2019 und CHF 25
Mio. für das Jahr 2020. 
Trotz dieser Einwände wurde die Motion mit 22 zu 17 Stimmen und einer Enthaltung an
die grosse Kammer überwiesen. 29

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Ständerat Bischofberger (cvp, AI) hatte Ende 2015 eine Motion eingereicht, mit der er
darauf hinwirken wollte, dass die Franchisen in der obligatorischen
Krankenpflegeversicherung künftig der Kostenentwicklung angepasst werden. Dies
sollte insbesondere für die tiefste Franchise gelten, die aktuell CHF 300 beträgt, aber
auch für die anderen Franchisestufen, welche sich zwischen CHF 500 und CHF 2'500
bewegen. Mittels der Erhöhung der Eigenverantwortung sollte das Kostenwachstum im
Gesundheitswesen gedämpft werden, so die Begründung. Dieses beträgt rund vier
Prozent pro Jahr und übersteigt damit deutlich das Wachstum der Löhne und Renten;
angesichts medizinischer und demografischer Entwicklungen ist eine Abschwächung in
nächster Zeit nicht zu erwarten. Der Urheber des Vorstosses erhoffte sich, mittels einer
Erhöhung der Minimalfranchise die Anzahl der Mehrfachuntersuchungen und der
unnötigen Arztbesuche wegen Bagatellfällen vermindern zu können.

Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Er halte es zwecks einfacheren
Kostenvergleichs durch die Versicherten für angebracht, die Franchisen in runden
Beträgen festzulegen. Die Franchisenhöhen würden regelmässig überprüft und wenn
notwendig angehoben, was in den letzten Jahren auch mehrmals vorgekommen sei,
namentlich mit einer zweimaligen Erhöhung der Minimalfranchise und der Anhebung
der Maximalfranchise von CHF 1'500 auf CHF 2'500. Seit der Einführung des KVG sei die
von den Versicherten geleistete Kostenbeteiligung (dazu gehört auch der Selbstbehalt
von 10%) sogar leicht stärker angestiegen als die von den Versicherungen vergüteten
Leistungen.

Im März 2016 entschied der Ständerat, einem Ordnungsantrag Bruderer (sp, AG)
folgend, die Motion seiner SGK zur Vorprüfung zu unterbreiten. Dabei sollten weitere
Abklärungen bezüglich der technischen Detailfragen vorgenommen werden, welche sich
insbesondere aus der Stellungnahme des Bundesrates ergaben. 30

MOTION
DATUM: 02.03.2016
FLAVIA CARONI

Nach einer Vorprüfung durch die Kommission für Soziale Sicherheit und Gesundheit
gelangte die Motion Bischofberger (cvp, AI) zur Anpassung der Franchisen an die
Kostenentwicklung in der obligatorischen Krankenpflegeversicherung in der
Herbstsession 2016 ins Plenum des Ständerates. Sie löste dort eine längere Debatte aus.
Die Kommissionsmehrheit beantragte die Annahme, eine sozialdemokratische
Minderheit Stöckli (sp, BE) sprach sich gegen den Vorstoss aus. Die Mehrheit
begründete ihren Antrag mit drei Punkten: Erstens stiegen die Kosten in der
Krankenversicherung stärker an als die statischen Franchisen, wodurch sich eine
Schere zwischen Franchisen und Kosten öffne. Zweitens könne mit einer Erhöhung der
Franchisen ein stärkeres Kostenbewusstsein bei den Versicherten erreicht werden, was
letztlich zu Einsparungen führe. Drittens werde dadurch die Selbstverantwortung
gestärkt und die Wahlfreiheit nicht eingeschränkt. Anders als die Minderheit war die
Kommissionsmehrheit nicht der Ansicht, dass vor einem Beschluss aktuell laufende
Arbeiten des Bundesrates an einem Bericht über die Weiterentwicklung des
Franchisesystems abgewartet werden sollten. Im Gegenteil sollten diese Arbeiten mit
der vorliegenden Motion in die gewünschte Richtung gelenkt werden. Die Minderheit
hielt dagegen, ohne den Bericht sei die Grundlage für einen so weitreichenden
Entscheid derzeit noch nicht gegeben. Der Vorstoss blende die Frage aus, ob höhere
Franchisen für die Versicherten überhaupt tragbar wären – die Prämienverbilligung
helfe dabei nämlich nicht. Bei einer Anpassung der Franchisen an die
Kostenentwicklung würde das Wachstum der Kostenbeteiligung jenes der Nominallöhne

MOTION
DATUM: 21.09.2016
FLAVIA CARONI
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noch stärker übersteigen, als es dies bisher ohnehin schon getan habe. Die Aussage,
eine Anpassung an die Kostenentwicklung sei nicht vorgenommen worden, sei falsch.
Während die höheren Franchisestufen unbestreitbar zu einer Kostendämpfung führten,
sei dies bei einer Anhebung der Minimalfranchise nicht sicher, da diese insbesondere
auch von Personen gewählt wird, die regelmässig eine medizinische Betreuung
benötigen. Um genaueres zu wissen, müsse der bundesrätliche Bericht abgewartet
werden – da ein Abwarten aber abgelehnt worden war, sei auch die Motion abzulehnen.
In der weiteren Debatte betonten die Befürworter, die Kostenbeteiligung sei ein
effektives Mittel gegen den Überkonsum medizinischer Leistungen und für ein
gesundheitsbewussteres Verhalten und der Vorstoss helfe gegen die übermässige
Umverteilung von jüngeren zu älteren Personen in der Krankenversicherung. Dagegen
wurde von links argumentiert, die Kostenbeteiligung der Versicherten sei bereits hoch,
und zwar sowohl betreffend die Franchisen als auch insbesondere betreffend den
Selbstbehalt bei Spitalaufenthalten. Die Motion stelle einen Angriff auf das
Solidaritätsprinzip in der obligatorischen Krankenpflegeversicherung und letztlich eine
Gefährdung der öffentlichen Gesundheit dar, da ein reelles Risiko bestehe, dass die
finanzschwächsten Versicherten aus Kostengründen auf benötigte medizinische
Behandlungen verzichten würden. Um die Kostenexplosion im Gesundheitswesen zu
bremsen, müsse zum Beispiel bei unnötigen Operationen angesetzt werden, und nicht
als erstes bei der Franchisenhöhe. Der Bundesrat blieb bei seiner bereits zuvor
geäusserten Argumentation und empfahl weiterhin die Ablehnung der Motion. Die
kleine Kammer folgte dem nicht und sprach sich mit 31 zu 12 Stimmen bei einer
Enthaltung für den Vorstoss aus. 31

Die SGK-NR legte ihrem Plenum Ende 2016 eine Motion für mehr unternehmerische
Freiheit im Gesundheitswesen vor, die sich trotz des allgemein formulierten Titels mit
den Franchisen befasste. Der Vorstoss vereinte drei Anliegen: Erstens sollten die
Franchisen-Wahlmöglichkeiten für die Versicherten mindestens beibehalten oder aber
ausgebaut werden, zweitens sollten die Versicherer in der obligatorischen
Krankenpflegeversicherung mehr Freiheiten erhalten, um neue Versicherungsmodelle
entwickeln und testen zu können, und drittens sollten die Franchisen an die
Kostenentwicklung angepasst werden. Eine Minderheit Carobbio Guscetti (sp, TI)
beantragte, die Motion abzulehnen. 
Der Nationalrat behandelte den Vorstoss in der Wintersession 2016 zusammen mit der
Motion Bischofberger (cvp, AI; Mo. 15.4157). Minderheitensprecherin Carobbio Guscetti
verwies in der Debatte auf die zahlreichen Vorstösse, in denen die in dieser Motion
geäusserten Forderungen bereits enthalten waren, und wertete die zusätzliche Motion
der Kommission als Versuch, Druck auszuüben, um die Solidarität im Gesundheitswesen
weiter zu schwächen. Da die geforderten Massnahmen zudem bisher keine Wirkung
gezeigt hätten, solle die Motion abgelehnt werden. Dennoch sprach sich der Rat mit 130
zu 55 Stimmen (bei 1 Enthaltung) für ihre Annahme aus. 32

MOTION
DATUM: 08.12.2016
ANJA HEIDELBERGER

In der vorhergehenden Session hatte der Ständerat eine Motion Bischofberger (cvp, AI)
zur Anpassung der Franchisen an die Kostenentwicklung der obligatorischen
Krankenpflegeversicherung angenommen. Diese gelangte in der Wintersession 2016 in
den Nationalrat, wo sie gemeinsam mit einer Motion der SGK-NR (16.3906) beraten
wurde. Die Kommissionsmehrheit beantragte die Annahme der Motion, eine
sozialdemokratische Minderheit Gysi (sp, SG) die Ablehnung. Die Argumentation glich
jener, die zuvor bereits im Ständerat vorgetragen worden war. Die
Minderheitssprecherin wandte zudem ein, die Schweiz habe bereits heute im
europäischen Vergleich die höchsten Out-of-Pocket-Kosten im Gesundheitswesen. So
bezeichnet werden die Kosten, die die privaten Haushalte selbst tragen müssen.
Schliesslich wurde die Motion mit 129 zu 54 Stimmen bei drei Enthaltungen überwiesen.
Auf der Befürworterseite standen annähernd geschlossen die SVP, die FDP-Liberalen,
die CVP, die BDP und die GLP, auf der Gegnerseite die SP und die Grünen. 33

MOTION
DATUM: 08.12.2016
FLAVIA CARONI

Nachdem er den bundesrätlichen Entwurf für eine Anpassung der Franchisen an die
Kostenentwicklung, wie sie die Motion Bischofberger (cvp, AI) angeregt hatte, in der
Wintersession 2018 angenommen hatte, schrieb der Nationalrat die Motion
stillschweigend ab. In der Frühjahrssession 2019 folgte auch der Ständerat. 34

MOTION
DATUM: 26.11.2018
ANJA HEIDELBERGER

01.01.90 - 01.01.20 11ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Grundschulen

Eine Motion Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU) wollte den Bund verpflichten, sich bei den
Kantonen für flächendeckenden Förderunterricht bei Kindern mit
Migrationshintergrund einzusetzen und diesen entsprechend mitzufinanzieren. Der
Nationalrat lehnte diesen Vorstoss diskussionslos ab. 35

MOTION
DATUM: 19.03.2008
ANDREA MOSIMANN

Berufsbildung

Der Nationalrat befasste sich in der Aprilsession mit Berufsbildungsfragen. In der
Debatte wurde immer wieder betont, wie gut das schweizerische Ausbildungssystem
funktioniere. Von den behandelten Vorstössen hiess der Rat einzig eine Motion
Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU) gut, diese wurde in der Wintersession auch vom
Ständerat angenommen. Der Bundesrat muss nun eine Kampagne lancieren, die darauf
abzielt, Vorurteile gegenüber ausländischen Lehrstellen- und Arbeitssuchenden
abzubauen und die Entscheidungsträger dafür sensibilisiert, allen Bewerbern, egal
welcher Herkunft, die gleichen Chancen zu geben. 36

MOTION
DATUM: 10.12.2009
ANDREA MOSIMANN

Hochschulen

Mit dem HFKG entfällt die eidgenössische Anerkennung von
Weiterbildungsabschlüssen der Fachhochschulen, die über das aufzuhebende
Fachhochschulgesetz noch gewährleistet worden waren. Die Bewilligungsverfahren, die
Qualitätskontrolle und die Subventionierung waren bereits 2005 im Rahmen einer
Teilrevision des Fachhochschulgesetzes eingestellt worden. Eine Motion Bischofberger
(cvp, AI) nahm das Unbehagen darüber aus Wirtschafts- und Fachhochschulkreisen auf
und verlangte die Wiedereinführung eines bundesrechtlich verankerten Titelschutzes.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Er wies darauf hin, dass mit dem
Label „eidgenössisch anerkannt“ die Abschlüsse der höheren Berufsbildung, deren Titel
eidgenössisch geprüft und akkreditiert sind, unlauter konkurriert würden und es dies zu
verhindern gelte. Im Weiteren würden die Weiterbildungsabschlüsse der universitären
Hochschulen durch die Kantone auch nicht geregelt oder anerkannt. Er schlug aber vor,
den verlangten Titelschutz im Rahmen der BFI-Botschaft 2013–2016 zu prüfen. Mit 24
zu 7 Stimmen stellte sich die Kleine Kammer in der Dezembersession auf die Seite des
Motionärs. 37

MOTION
DATUM: 06.12.2011
SUZANNE SCHÄR

Depuis 2002, la loi sur la formation professionnelle (LFPr) tient compte, dans son
chapitre sur la formation continue, des études post-diplôme. Cette filière des écoles
supérieures, Etudes post-diplôme (EPD ES), est sacrée par un titre reconnu par la
Confédération. Néanmoins, le Conseil fédéral a proposé de supprimer la
reconnaissance et la protection des titres de master postgrade. Il a invoqué l’illisibilité
et la confusion qui règnent au niveau de ces titres. Le gouvernement a plus
particulièrement remis en question les mentions « reconnu par la Confédération » et
« protégé par la Confédération » qui laissent penser que les études de master
postgrade sont réglementées, examinées ou encore subventionnées par la
Confédération, ce qui n’est pas le cas. Cette erreur de perception pourrait selon lui
provoquer une concurrence déloyale envers les diplômes véritablement reconnus. Pour
faire face à cette volonté, Häberli-Koller (cvp, TG) au Conseil des Etats, puis Jositsch
(ps, ZH) au Conseil national ont déposé chacun un postulat qui entend pousser la
Confédération à continuer de reconnaître les études post-diplôme des écoles
supérieures. Selon les auteurs des postulats, une modification aurait de lourdes
conséquences pour la qualité du pôle économique suisse. En effet, les écoles
supérieures seraient d’une part amputées de leur second niveau, restreignant du coup
l’attrait pour de telles filières. D’autre part, les personnes en possession de ce diplôme
verraient leur titre largement dévalorisé. Les deux chambres responsables du dépôt des
postulats les ont déjà adoptés. Dans la même optique, une motion et un postulat ont
demandé le maintien de la reconnaissance et de la protection des titres de master
postgrade des HES. Déjà acceptée par le Conseil des Etats en 2011, la motion de
Bischofberger (pdc, AI) a donc été adoptée par le Conseil national par 142 voix contre
16. Dans la foulée, le postulat de la CSEC-CN sur la protection des titres délivrés par les

MOTION
DATUM: 28.05.2012
GUILLAUME ZUMOFEN
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filières formelles, y compris les masters postgrades des HES, a lui aussi été accepté par
le Conseil national. 38

Medien

Neue Medien

In der Frühjahrssession hiess der Nationalrat eine Motion Glanzmann-Hunkeler (cvp,
LU) gut, mit welcher der Bundesrat verpflichtet werden soll, unverzüglich das
Ratifikationsverfahren zur Cybercrime-Konvention des Europarats einzuleiten. Zudem
wurde die Frist für eine parlamentarische Initiative Aeppli Wartmann (sp, ZH; Pa.Iv.
02.452) bis zur Frühjahrssession 2010 verlängert. Dieser Vorstoss zielt auf eine
Verbesserung der Strafverfolgung im Bereich der Internetkriminalität. 39

MOTION
DATUM: 20.03.2008
ANDREA MOSIMANN

Der Ständerat nahm eine vom Nationalrat im Vorjahr überwiesene Motion Glanzmann-
Hunkeler (cvp, LU) an, welche den Bundesrat auffordert, das Ratifikationsverfahren zur
Cybercrime-Konvention des Europarates unverzüglich aufzunehmen. 40

MOTION
DATUM: 23.09.2009
SABINE HOHL

Im Bereich des Jugendmedienschutzes überwies der Ständerat im März drei
Nationalratsmotionen: Er stimmte der Motion Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU) zu, welche
die Schaffung gesetzlicher Grundlagen für die Registrierungspflicht von Wireless-
Prepaid-Karten als Massnahme gegen Kinderpornografie im Internet verlangt. Damit
verbunden überwies er ein Postulat der Kommission für Rechtsfragen (Po. 10.3097), die
den Bundesrat auffordert, eine umfassende Strategie zur Ermittlung von
Internetstraftätern vorzulegen. Im weiteren nahm er die Motionen von Norbert
Hochreutener, (cvp, BE) (Mo. 07.3870) und Evi Allemann (sp, BE) (Mo. 09.3422) an, die
ein Verkaufsverbot für Killerspiele fordern. 41

MOTION
DATUM: 13.04.2010
SUZANNE SCHÄR

Im September nahm der Ständerat eine Motion von Ivo Bischofberger (cvp, AI) an,
welche die Schaffung gesetzlicher Grundlagen für ein koordiniertes Vorgehen gegen
Internetkriminalität und im Bereich des Jugendmedienschutzes unter der Führung des
Bundes fordert. Bislang sind diverse Bundes-, aber auch interkantonale und kantonale
Stellen und Sondereinrichtungen mit entsprechenden Präventions- und
Schutzaufgaben sowie mit der Strafverfolgung betraut. Der Nationalrat wird die Motion
2011 behandeln. Bereits im Sommer hatte Nationalrätin Barbara Schmid-Federer (cvp,
ZH) eine parlamentarische Initiative (Pa. Iv. 10.473) mit gleicher Forderung eingereicht,
die im Berichtsjahr noch nicht zur Verhandlung ins Plenum gelangt war. 42

MOTION
DATUM: 16.09.2010
SUZANNE SCHÄR
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